
Dieser Präsident wollte so ganz an-
ders sein als seine Vorgänger, auch
in der Außenpolitik. Barack Oba-

ma wollte Schluss machen mit der Rolle
des amerikanischen Weltpolizisten, nicht
einseitig dominieren, sondern aus dem
Hintergrund führen. Er wollte die inter-
nationale Politik moderieren, Verbündete
zu Koalitionen zusammenführen. 

Doch so hatte er sich das Ergebnis kaum
vorgestellt: Die USA sind im Nahen Osten
an allen Fronten dabei – neuerdings auch
mit einander verfeindeten Seiten. Vergan-
gene Woche war die Lage besonders absurd.
Die USA unterstützten auf der einen Seite
die sunnitische Militärkoalition, die im Je-
men eine von Iran unterstützte Rebellen-
gruppe bombardierte (siehe Seite 102). Und
im Irak gaben sie gleichzeitig schiitischen
Milizen Luftunterstützung, die von einem
iranischen General angeführt werden. 

Hinzu kommt: Bis Dienstag, den 31.
März, möchte Außenminister John Kerry

im schweizerischen Lausanne ein Nuklear -
abkommen mit Iran abschließen – gegen
den Widerstand des traditionellen Verbün-
deten Israel.

Die politischen Gewissheiten ver-
schwimmen: Wer ist Verbündeter, wer ist
Feind der USA? Besitzt Israel, die jahr-
zehntelange Konstante der amerikani-
schen Politik, noch seinen angestammten
Status als unverbrüchlicher Verbündeter?
Auf vieles, das im Nahen Osten über Jahr-
zehnte als sicher galt, kann sich niemand
mehr verlassen.

In kein anderes Land – außer nach Is-
rael – haben die USA so viele Hightech-
Waffen geliefert wie in das erzkonserva-
tive Königreich Saudi-Arabien. Trotz der
brutalen Unterdrückung jeglicher Oppo-
sition und der langjährigen Finanzierung
islamistischer Terroristen durch „Wohl-
fahrtsverbände“ fühlt sich Washington
den Saudis verpflichtet. Vorläufig. Da die
amerikanische Abhängigkeit von nahöst-

lichem Öl durch das Fracking im eigenen
Land stark abgenommen hat und die USA
vielleicht schon bald kein Öl mehr impor-
tieren müssen, könnte sich das ändern,
die Beziehung zumindest abkühlen.

Das sunnitische Saudi-Arabien und der
schiitische Iran kämpfen im Nahen Osten
um die Vormachtstellung – in Syrien, im
Irak und neuerdings im Jemen. Doch im
Gegensatz zu früheren Jahren decken 
sich die Interessen der Amerikaner nun
manchmal auch mit jenen Irans.

Während das Verhältnis zwischen der
US-Regierung und dem israelischen Pre-
mier in den vergangenen Wochen auf ein
historisches Allzeittief sank, ist Teheran
im Kampf gegen den „Islamischen Staat“
(IS) bereits zu einem De-facto-Partner
avanciert, auch wenn das beide Seiten
 offiziell nicht so nennen mögen. 

Eine Versöhnung mit Iran, dem Schlüs-
selstaat in der Region, seine Einbindung
in Washingtons Politik und seine wirt-
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Mein Feind, der Freund
Nahost Umdenken in der amerikanischen Politik: Die USA entdecken zur 
Sorge ihrer traditionellen Partner Israel und Saudi-Arabien ihre 
gemeinsamen Interessen mit Iran. Kommt es zu einem Nukleardeal?



Ausland

schaftliche Öffnung für die großen ameri-
kanischen Konzerne, besitzt für Präsident
Obama hohe Priorität. Sein außenpoliti-
sches Vermächtnis steht und fällt deshalb
mit einem Atomabkommen. 

Offensichtlich ist die US-Regierung be-
reit, bis an die Schmerzgrenze zu gehen,
um eine Einigung zu erreichen – Israels
Ministerpräsident, aber auch Teile der Op-
position in Tel Aviv fürchten ein zu großes
Entgegenkommen.

Auch deshalb demütigte Israels Premier
Benjamin Netanyahu seinen engsten Ver-
bündeten in den vergangenen Wochen vor
aller Augen. Er nannte die Verhandlungen
mit Iran naiv, setzte sich von den ver -
abredeten Zusagen in Richtung eines Pa-
lästinenserstaates ab – und errang mit
Hardliner-Sprüchen einen deutlichen
Wahlsieg. 

Als dann auch noch bekannt wurde,
dass Israels Geheimdienst bei den Atom-
Verhandlungen in Lausanne die Delega-
tionen bespitzelt und offenbar Details
über den geplanten Deal mit Iran an Kon-
gressmitglieder weitergeleitet hatte, war
Obama außer sich. „Wir können uns jetzt
nicht einfach an den Händen fassen und
Kumbaya singen“, sagte er am Dienstag.
„Wir müssen eine Neubewertung vorneh-
men, wo wir jetzt stehen.“ Er wollte nicht
einmal eine Anerkennung Palästinas
durch die Uno komplett ausschließen.

Obamas Vertraute streuen, was das
möglicherweise bedeuten könnte: Die US-
Regierung stimmt in der Uno nicht mehr
wie gewohnt an Israels Seite – und setzt
sich über Netanyahus Bedenken hinweg.
Sie schließt an der Seite der Europäer,
Chinesen und Russen mit Teheran ein Nu-
klearabkommen.

Wie konnte es zu diesen dramatischen
Verschiebungen kommen?

Die Volksaufstände des Arabischen
Frühlings versprachen positive Verän -
derungen in der Region. Doch längst 
sind diese Hoffnungen zerstoben. In Ägyp-
ten herrscht de facto wieder eine Militär-
diktatur. Libyen ist zu einem „failed state“
geworden, ebenso der Jemen. Für die
größte Gefahr hält die US-Regierung die
Terrormiliz IS, das „Kalifat“ des Abu Bakr
al-Baghdadi. 

Obama ist offensichtlich bereit, bei der
Bekämpfung des IS schmerzliche Kompro-
misse einzugehen. Sein Außenminister
Kerry erklärte Mitte März, Washington
könnte mit dem syrischen Diktator Ba-
schar al-Assad verhandeln. Auch wenn
der Satz kurz darauf wieder relativiert
wurde, scheint es bei der Bekämpfung des
IS zumindest eine indirekte Verständigung
mit Assad zu geben. Das Weiße Haus sieht
in einem „regime change“ in Damaskus
offensichtlich keine Priorität mehr. Der
US-Präsident versucht angeblich, Assad
über iranische Kanäle zu beeinflussen.

Denn niemand hat so großen Einfluss auf
ihn wie Teherans Machthaber.

Die wichtigsten Fäden in der Region
scheinen derzeit in Teheran zusammenzu-
laufen. Iran ist der große Gewinner der
Umwälzungen im Nahen Osten. Den
Grundstein dafür hat unfreiwillig schon
Obamas Amtsvorgänger George W. Bush
gelegt, der nach den Terroranschlägen vom
11. September 2001 mit Saddam Hussein
im Irak und den Taliban in Kabul die bei-
den sunnitischen Erzfeinde Irans wegbom-
ben ließ, Teherans Macht in der Region so
unfreiwillig stärkte. In Syrien wie im Liba-
non geht wenig ohne die Hisbollah, die
hauptsächlich von Iran finanzierte Miliz.
Damaskus, Beirut, Sanaa, das sind drei nah-
östliche Hauptstädte, die von Iran weitge-
hend kontrolliert sind. Der wichtigste Au-
ßenposten der Iraner aber ist Bagdad. 

Im Irak gibt es keinen mächtigeren
Mann als den iranischen General Qassem
Suleimani, von seinen Gastgebern ehr-
fürchtig „Supermani“ genannt. Iraks Ar-
mee wäre kaum imstande, ohne die Hilfe
des Militärs aus dem Nachbarland und des-
sen Elitetruppen den IS zurückzudrängen
und zuerst Tikrit und dann hoffentlich
auch Mossul zurückzuerobern. 

Suleimani, 60, führt die Kuds-Brigaden,
den militärischen Arm der Revolutions-
garden an, die als eine Art Privatarmee
dem Religionsführer Ali Khamenei direkt
unterstehen. Diese Brigaden waren in der
Vergangenheit auch in Terrorattacken in-
volviert. Aber nicht nur die Iraker, auch
die Amerikaner sind beeindruckt von der
Professionalität Suleimanis. Geheimdiens-

te wollen wissen, dass Washington seine
Luftschläge mit dem General abstimmt –
da Obama keine eigenen US-Bodentrup-
pen im Irak einsetzen will, sind die irani-
schen Elitesoldaten praktisch Washingtons
„boots on the ground“. 

Diese vorübergehenden strategischen
Allianzen sind vor allem pragmatischen
Zwängen geschuldet, keiner grundsätzlich
neuen Haltung gegenüber Teheran. Das
Thema ist auch innerhalb der Regierung
höchst umstritten. CIA-Chef John O. Bren-
nan versicherte, er betrachte Iran „nicht
als Alliierten im Irak“. 

Ob es wirklich zu einer nachhaltigen
Annäherung zwischen Iran und den USA
kommt, hängt deshalb von einer einzigen
Frage ab: ob das Nuklearabkommen zu-
stande kommt.

Seit zwölf Jahren schwelt der Atomkon-
flikt zwischen Teheran und dem Rest der
Welt. Die Vereinten Nationen beschlossen
insgesamt fünfmal Sanktionen gegen Te-
heran. Ein Beweis dafür, dass Iran an der
Atombombe baut, ließ sich nie erbringen.
Allerdings konnten der Führung in Tehe-
ran zahlreiche Tricks und Täuschungsma-
növer zu ihrem Nuklearprogramm nach-
gewiesen werden. Sie weigerte sich,
 konkreten Nachfragen und Inspektions-
wünschen der Internationalen Atomener-
giebehörde (IAEA) nachzukommen, die
als neutrale, mit der Uno verbundene Or-
ganisation die Einhaltung des Atomwaf-
fensperrvertrags überprüft. 

Dass Teheran sich bis heute sperrt, Aus-
künfte über mutmaßliche im Kernwaffen-
kontext stehende Experimente zu geben,
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Die größte sunnitische Militäralli-
anz, die jemals gemeinsam in den

Kampf zog, bombardiert seit Donners-
tag unter der Führung Saudi-Arabiens
Ziele im Jemen: schiitische Rebellen,
die von Iran unterstützt werden.

Auf den ersten Blick scheint die
Lage eindeutig: Es handelt sich im Je-
men demnach um einen weiteren Stell-
vertreterkrieg zwischen Saudis und Ira-
nern, so wie sich auch in Syrien und
Irak Schiiten und Sunniten gegenüber-
stehen. Das stimmt einerseits – und
doch ist die Lage komplizierter. Die
jüngste Eskalation ist für Saudi-Ara-
bien der Beginn eines riskanten Aben-
teuers mit ungewissem Ausgang. 

Saudi-Arabien hat für seine Inter-
vention neun Alliierte mit insgesamt
185 Kampfjets versammelt: Kuwait, Ka-
tar, die Vereinigten Arabischen Emira-
te, Bahrain, Jordanien, Ägypten, Su-
dan, Marokko – und Pakistan. Dem
Einsatz gaben sie einen martialisch
klingenden Namen: „Operation Ent-
scheidungssturm“. Zugleich ließen die
Saudis an der Grenze zum Jemen nach
eigenen Angaben 150000 Soldaten auf-
marschieren und erwägen nun, Boden-
truppen ins Land zu schicken.

Die Gefahr ist groß, dass die Region
nach dem Irak, Syrien und Libyen von
einem weiteren „failed state“ destabili-
siert werden könnte. Der Jemen ist ein
Gebilde, das von Clans beherrscht
wird und kein Staat im herkömmlichen
Sinn. Es geht eigentlich um lokale Kon-
flikte, die erst dann von globalen über-
lagert wurden, als sich die umliegen-
den Mächte einzumischen begannen.

Die entscheidenden Akteure im
Land sind seit Langem dieselben: Da
gibt es erstens die schiitischen Huthi-

Rebellen, die nur wenige Kilometer
vor der Hafenstadt Aden stehen. Da
sind zweitens deren Erzfeinde: die sun-
nitischen Extremisten von „al-Qaida
auf der Arabischen Halbinsel“ (AQAP),
die weite Teile des Landes beherr-
schen. Und da ist drittens die sunni-
tisch geprägte Regierung mit ihren Ver-
bündeten, die von Barack Obama vor
wenigen Monaten noch für ihre Unter-
stützung im Kampf gegen den Terroris-
mus gelobt wurde – sie kämpft sowohl
gegen die Huthis wie gegen die Qaida.

Ursprünglich gab es im Jemen keine
scharfe Trennung zwischen Sunniten
und Schiiten. Der Huthi-Clan, der die
Rebellion gegen die Regierung anführt,
ist eine Familie aus dem Norden des
Landes. Sie gehört zu den Zaiditen, 
einer Strömung des schiitischen Islam,
der sich von der iranischen Ausprä-
gung klar unterscheidet. Die Zaiditen
stellten tausend Jahre lang die Imame,
die über den Nordjemen herrschten,
bis ein Militärputsch 1962 die Monar-
chie und die Macht der Zaiditen been-
dete. 

Der Mann, der für viele der heuti-
gen Konflikte eine große Verantwor-
tung trägt, ist Ali Abdullah Saleh, der
1990 Präsident des neu vereinigten
 Jemen wurde. Saleh stammt aus dem
konservativen Norden, er ist selbst
Schiit – doch als vier Jahre später der
Bürgerkrieg mit dem säkularen, sozia-
listischen Süden begann, holte er sun-
nitische Extremisten ins Land, die in
Afghanistan gekämpft hatten. 

Er benutzte sie, um den Krieg gegen
den Süden zu gewinnen – und erlaubte
nach dem Sieg den radikalen Sunniten,
Moscheen zu gründen und im Norden
zu missionieren. So kam der Konflikt
zwischen Sunniten und Schiiten in den
Jemen; aus den Kreisen der Extremis-
ten sollte später al-Qaida entstehen. 

Die Huthis fühlten sich an den Rand
gedrängt. 2004 begann ihr von Iran un-
terstützter Aufstand gegen die damali-
ge Regierung – und damit auch gegen
deren Allianz mit Saudi-Arabien. Die
Huthis beherrschten bald faktisch den
Nordwesten des Landes. Von 2009 an
kämpften sie auch gegen AQAP, die
nun ihrerseits von der Regierung be-
kämpft wurde. 

Als Präsident Saleh im Zuge des
Arabischen Frühlings 2011 abtreten
musste, kam sein Vize an die Macht:
Abdal Rabbo Mansur Hadi, auch er
ein Verbündeter Saudi-Arabiens und
der USA, auch im Drohnenkrieg ge-
gen al-Qaida. So erschien er vielen im
Land als Marionette des Westens. Die
Huthis konnten in ihrem Kampf gegen
ihn deshalb auf immer mehr Verbün-
dete zählen. Eine angeschlagene
prowest liche Regierung stand so zwei
Milizen gegenüber, die den Westen
gleicher maßen hassen und unterein -
ander verfeindet sind: den Huthis und
al-Qaida. 

Schließlich besetzten die Huthis am
21. September 2014 die Hauptstadt Sa-
naa und schlossen zunächst einen Deal
mit Präsident Hadi. Doch im Februar
floh Hadi in die Hafenstadt Aden –
und von dort am Mittwoch nach Oman.
Da hatten die Huthi-Rebellen schon
 einen Militärstützpunkt 40 Kilometer
nördlich von Aden besetzt; das Eingrei-
fen der Saudis und ihrer Verbündeten
stand unmittelbar bevor.

Jemen ist ein unübersichtlicher Ort.
Es ist zwar nicht zu erwarten, dass Iran
wegen der saudischen Intervention auf
der Seite der Huthis offen eingreift –
die Regierung in Teheran hat die Bom-
bardierungen lediglich verurteilt und
zu Verhandlungen aufgerufen. Bisher
allerdings haben alle Einmischungen
von außen nur dazu beigetragen, das
Land weiter zu destabilisieren.

„Operation Entscheidungssturm“
Jemen Die jüngste Eskalation im Land der Clans

250 km

 Huthi-Rebellen und
 Unterstützern Salehs

Aden

Sanaa

 al-Qaida

Unterstützern Hadis

Stand: 26. März

Kerngebiete unter Kontrolle von

JEMEN

Anhänger der Huthi-Rebellen in Sanaa
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bleibt eines der größten Hindernisse für
eine Einigung.

Immer wieder wurde in den vergange-
nen Wochen und Tagen über einen Durch-
bruch spekuliert, Fortschritte in Einzelfra-
gen sind bestätigt. Beide Seiten setzten
sich unter Erfolgsdruck: Bis zum Ende 
des iranischen Neujahrsfests Nowrus am
Dienstag, dem 31. März, wollten die Un-
terhändler ein politisches Rahmenabkom-
men vorlegen – der erste notwendige, ver-
traglich vereinbarte und symbolträchtige
Schritt. Dem sollte dann bis Ende Juni ein
detaillierter Vertrag folgen, der die Pflich-
ten Irans und die Gegenleistungen festlegt.
Bei allem, von beiden Seiten gezeigten
Goodwill überwog vergangene Woche
aber die Skepsis, ob daraus etwas werden
kann. 

Bei den technischen Fragen wie der
Zahl der erlaubten Zentrifugen oder Men-
ge und Anreicherungsgrad des Urans nä-
herten sich die Delegierten zwar an. Auch
über die Laufzeit des angestrebten Ab-
kommens – etwa zehn Jahre – soll schon
eine weitgehende Übereinstimmung er-
zielt worden sein. Schwer überbrückbar
aber schienen zwei andere, viel schwieri-
ger zu fassende Bereiche, die sehr genau
fixiert werden müssten, um den Vertrag
wasserdicht zu machen: die Inspektionen
und die Sanktionen. 

Der Westen möchte, dass die IAEA alle
Anlagen jederzeit und unangemeldet um-
fassend inspizieren und damit bis ins De-
tail überprüfen kann, dass Iran keine „Aus-
bruchsmöglichkeit“ erlangt, den friedli-

chen Atompfad zu verlassen. Auch soll es
iranischen Wissenschaftlern schwerer ge-
macht werden, im nuklearen Hightech-Be-
reich zu forschen. Teheran will keine Ein-
schränkungen in Fragen der nationalen
Souveränität akzeptieren und sperrt sich
gegen solche als degradierend empfunde-
nen Einschränkungen. 

Für Iran ist die uneingeschränkte Über-
prüfung kaum zu akzeptieren, für die USA
und die EU die Forderung nach sofortiger
Aufhebung aller Sanktionen schwer erfüll-
bar. Europäer und Amerikaner wollen die
Aufhebung der Strafmaßnahmen vom
Wohlverhalten Teherans abhängig machen,
auf die Sanktionen nur schrittweise ver-
zichten. Sie verweisen darauf, wie oft sie
schon von Teheran getäuscht wurden und
wissen, dass es sehr schwierig würde, er-

neut Sanktionen zu beschließen. Es ist
aber kaum vorstellbar, dass sich die irani-
sche Führung auf eine allmähliche oder
befristete Regelung einlässt. 

Obama kann jetzt in der zweiten Hälfte
seiner zweiten Amtszeit Risiken eingehen.
Er darf nicht mehr antreten und muss kei-
ne Rücksicht auf die nächsten Wahlen neh-
men. Er wirkt in diesen Tagen befreit und
hat, beispielsweise mit der Wiederaufnah-
me der Beziehungen zu dem kommunisti-
schen Kuba, die republikanische Opposi-
tion verärgert. Er kann aber die vom Par-
lament beschlossenen Sanktionen gegen
Teheran nicht mit einem Federstrich auf-
heben, allenfalls einige davon vorüberge-
hend aussetzen – das ist womöglich zu we-
nig für die iranische Führung.

Die Männer um den gemäßigten irani-
schen Präsidenten Hassan Rohani wollen
ihrerseits „kein Oslo-Desaster erleben“,
wie sie hinter den Kulissen sagen. 

Bei den geheimen, von den USA ge-
lenkten Friedensverhandlungen zwischen
Israelis und Palästinensern in der norwe-
gischen Hauptstadt war PLO-Chef Jassir
Arafat Anfang der Neunzigerjahre für sei-
ne Kompromissbereitschaft viel verspro-
chen worden. Ausgezahlt hat es sich für
ihn nie. 

Das letzte Wort hat in Teheran ohnehin
nicht die Regierung, sondern der oberste
Religionsführer Ali Khamenei. Er möchte
jetzt am liebsten keine schriftliche Verein-
barung, sondern nur ein einziges Abkom-
men Ende Juni, in dem alles festgelegt
ist – ohne Spielraum für Interpretationen.
Aber er hielt seinem Verhandler-Team bis-
her den Rücken frei, jüngst machte er im
Februar in einer Ansprache vor Revolu -
tionsgarden deutlich, er sei auch bereit,
einen „Giftbecher zu leeren“. 

Damit spielte Khamenei auf seinen Vor-
gänger Ajatollah Khomeini an, den Grün-
der des Gottesstaates, der im Krieg gegen
Saddam Hussein 1988 einen schmerzlichen
Friedensschluss mit diesen Worten begrün-
dete. 

„So wie wir damals unsere Vernunft be-
wiesen haben, so tun wir es auch heute
in der Atompolitik“, erklärte Khamenei
seine Bereitschaft für einen Deal – aller-
dings nur, wenn es ein guter sei. „Wie die
Amerikaner bin ich der Meinung, dass
kein Vertrag besser ist als ein schlechter
Vertrag.“

Auch eine Form der Annäherung. 
Nicola Abé, Dieter Bednarz, 
Erich Follath, Holger Stark

Obama kann Risiken eingehen, er muss keine Rücksicht
auf die nächsten Wahlen nehmen. Er wirkt befreit.
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Einflusszonen Irans und der USA 

Irak
Iranische Militärs kämpfen an der Seite der
Regierungstruppen, um den „Islamischen
Staat“ (IS) im Norden des Landes zurückzu-
drängen. Gleichzeitig fliegen die USA Angriffe
auf Stellungen des IS.

Syrien
Iran ist seit Langem enger Verbündeter des israel-
feindlichen Regimes in Damaskus. Finanziers aus
Saudi-Arabien und den Golfstaaten unterstützen
sunnitische Rebellen.

Libanon
Iran ist mit der schiitischen Hisbollah-Miliz im
Süden des Libanon verbündet.

Jemen
Von Iran unterstützte schiitische Rebellen aus dem
Norden Jemens haben weite Gebiete des Landes
unter ihre Kontrolle gebracht. Die Saudis fliegen
Luftangriffe gegen die Aufständischen und haben
Truppen an der Grenze zusammengezogen.
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Operationsgebiete des IS und verbündeter
Gruppen, die mutmaßlich von Geldgebern aus
Saudi-Arabien, Kuwait, Katar und den Vereinigten
Arabischen Emiraten unterstützt werden

Konflikte, in die Iran direkt oder
indirekt verwickelt ist

mit den USA verbündete oder
kooperierende Länder
mit den USA verbündete oder
kooperierende Länder
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